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Ausschuss für Arbeit, Gesundheit, Soziales und Integration 
 
 
9. Sitzung (öffentlich) 

9. Februar 2011 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:30 Uhr bis 15:30 Uhr 

 

Vorsitz:  Günter Garbrecht (SPD) 

Protokoll: Jonas Decker, Simona Roeßgen (Federführung) 

 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

1 Stand der Verhandlungen im Vermittlungsausschuss zum SGB II und 
SGB XII 7 

– Bericht des Ministeriums für Arbeit, Integration und Soziales 

Dem Bericht von Minister Guntram Schneider (MAIS) 
schließt sich eine Diskussion an. 
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2 Frauen mit Zuwanderungsgeschichte unterstützen – Gewalt 

bekämpfen 

Antrag 

der Fraktion der CDU 

Drucksache 15/471 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Der AGSI-Ausschuss folgt mit den Stimmen der Fraktionen 
von SPD, Grünen und Linker gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP dem Votum des Unter-
ausschusses Integration, den Antrag der Fraktion der CDU 
Drucksache 15/471 abzulehnen. 

3 NRW beteiligt sich auch zukünftig an humanitären Hilfsaktionen zur 
Aufnahme von Flüchtlingen aus Drittstaaten – NRW sagt Ja zur Save-
me-Kampagne 18 

Antrag 

der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 15/665 

Entschließungsantrag 

der Fraktion DIE LINKE 

Drucksache 15/804 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Der AGSI-Ausschuss empfiehlt dem federführenden 
Innenausschuss mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, 
Grünen und Linker gegen die Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP, dem Votum des Unterausschusses Integra-
tion zu folgen und den Antrag der Fraktionen von SPD und 
Grünen Drucksache 15/665 anzunehmen. 

4 Ausländische Bildungsabschlüsse anerkennen – Fachkräftemangel 
verhindern und Integration erleichtern 19 

Antrag 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 15/541 

Der Ausschuss überweist den Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 15/541 an den Unterausschuss Integration. 
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5 Die Landesregierung soll sich klar zum Fortbestand der Integrations- 

unternehmen bekennen 20 

Antrag 

der Fraktion der CDU 

Drucksache 15/1070 

Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 15/1134 

Der Ausschuss will zu diesem Thema ein Fachgespräch 
führen und anschließend einen gemeinsamen Antrag 
erarbeiten. 

6 „Taschengeld“ für behinderte und pflegebedürftige Menschen in 
Pflegeheimen 21 

Vorlage 15/338 

Der Ausschuss will sich noch einmal mit dem ursprünglichen 
Gesetzgebungsverfahren befassen und zieht eine ge-
meinsame Bundesratsinitiative in Erwägung. 

7 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Einrichtung eines 
flächendeckenden bevölkerungsbezogenen Krebsregisters in 
Nordrhein-Westfalen 24 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 15/1144 

Der Ausschuss kommt überein, in seiner nächsten Sitzung 
über eine Beschlussempfehlung an das Plenum abzu-
stimmen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 15/111 

Ausschuss für Arbeit, Gesundheit, Soziales und Integration 09.02.2011 
9. Sitzung (öffentlich) Roe 
 
 
8 Persönlichkeitsrechte von Studierenden stärken – Arzt-Patienten-

Geheimnis muss auch gegenüber dem Prüfungsamt gelten 25 

Antrag 

der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP 

Drucksache 15/848 

Entschließungsantrag 

der Fraktion DIE LINKE 

Drucksache 15/926 

– Abstimmung gemäß Vereinbarung der Fraktionen 

Vorsitzender Günter Garbrecht will dem federführenden 
Ausschuss für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie in einem Brief mitteilen, dass der AGSI-
Ausschuss die Regelung des SGB V auch in diesem Bereich 
für maßstäblich hält. – Es findet keine Abstimmung über ein 
Votum statt. 

9 Solidarische Gesundheitsversorgung erhalten – Bürgerversicherung 
einführen 29 

Antrag 

der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 15/854 

Der Ausschuss beschließt, zu diesem Antrag eine Anhörung 
durchzuführen. 

10 Wie ist aktuell der Auswertungsstand bei der kommunalen 
Umsetzung der UTeilnahmeDatVO? 30 

Vorlage 15/305 

Der Ausschuss will die Beratung auf der Grundlage des für 
Ende des Jahres in Aussicht gestellten Evaluationsberichtes 
fortsetzen. 
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11 Borreliose 32 

Vorlage 15/340 

Ministerin Barbara Steffens (MGEPA) sagt zu, im Saarland 
und in Rheinland-Pfalz nachzufragen, ob und gegebenenfalls 
aus welchem Grund dort eine Meldepflicht für Borreliose 
eingeführt worden ist. 

12  Verschiedenes 34 

a) Unterbringung eines ehemaligen Straftäters 34 

b) Informationsschreiben des MGEPA 35 

c) Erkrankung eines Abgeordneten 35 

d) Sitzungstermine 35 

16. Februar 2011: gemeinsame Anhörung mit dem 
Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und Energie zum 
Antrag Tariftreuegesetz 

23. März 2011: reguläre Sitzung 

* * * 
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7 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Einrichtung eines flächendecken-

den bevölkerungsbezogenen Krebsregisters in Nordrhein-Westfalen  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 15/1144 

Vorsitzender Günter Garbrecht erläutert, in dem vom Plenum nach erster Lesung 
an den AGSI-Ausschuss überwiesenen Gesetzentwurf gehe es um die Änderung des 
Krebsregisterstandortes. Offenbar wolle keine Fraktion eine Anhörung zu diesem 
Gesetzentwurf beantragen, so der Vorsitzende zum weiteren Beratungsverfahren. Er 
gehe davon aus, dass sich der Ausschuss in dieser durchaus strittigen Standortfrage 
der Realität stellen werde, und schlage vor, bereits in der nächsten AGSI-
Ausschusssitzung über die Beschlussempfehlung an das Plenum abzustimmen. – Es 
erhebt sich kein Widerspruch.  

Der Ausschuss kommt überein, in seiner nächsten Sitzung 
über eine Beschlussempfehlung an das Plenum abzustim-
men.  
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